Deutscher Bundestag Drucksache 1 0/2691 

10 . Wahlperiode 

03. 01. 85 


Sachgebiet 703 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zu dem 13. Bericht der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über die Wettbewei Lspoiitik 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

in Kenntnis des 13. Berichts der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über die Wettbewerbspolitik (Dok. 1-208/84), 

in Kenntnis des Entschiließungsantrags von Herrn Marek u. a. im 
Namen der EVP-Fraktion zur Senkung der niederländischen Erd- 
gaspreise (Dok. 2-873/84), 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft, Wäh- 
rung und Industriepolitik sowie der Stellungnahme des Ausschus- 
ses für Recht und Bürgerrechte (Dok. 2-1133/84), 

unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. Oktober 1983 
zum 12. Wettbewerbsbericht der Kommission 1 ) — 

Die Wettbewerbspolitik in ihrem wirtschaftlichen und rechtlichen 
Zusammenhang 

1. bekräftigt erneut, daß die Erhaltung und Stärkung des Wett- 
bewerbs eine permanente Aufgabe marktwirtschaftlicher 
europäischer Wirtschaftspolitik ist, unterstreicht die bestim- 
mende Rolle eines lauteren, unverfälschten Wettbewerbs bei 
wirtschaftlichen Vorgängen, insbesondere auch für den tech- 
nischen und wirtschaftlichen Fortschritt, und ist unverändert 
der Ansicht, daß die wichtigste Funktion der Wettbewerbs- 
politik darin besteht zu gewährleisten, daß sich die bessere 
Leistung durchsetzt, Marktmacht kontrolliert wird und daß 
alle Marktteilnehmer in täglicher millionenfacher Abstim- 
mung über die Entwicklung des Waren- und Leistungsange- 
botes bestimmen können; 

2. weist darauf hin, daß angesichts der wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten der Unternehmen und der damit zusammenhängen- 

*) ABI. Nr. C 322 vom 28. November 1983, S. 13 
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den hohen Arbeitslosigkeit in der Gemeinschaft neben der 
reinen Anwendung der Wettbewerbs- und beihilferechtlichen 
Bestimmungen der Verträge gerade den Rahmenbedingun- 
gen für den Wettbewerb (Vollendung des Binnenmarktes, 
Angleichung der Steuer- und Soziallasten und Einebnung des 
Entwicklungsgefälles zwischen den einzelnen Regionen und 
Ländern der Gemeinschaft) besondere Aufmerksamkeit 
zukommen muß; < 

3. hebt hervor, daß ein von Grenzkontrollen endgültig befreiter 
Binnenmarkt den Unternehmen hüft, wettbewerbsfähiger zu 
werden, indem sie Zeit und Kosten für bürokratischen Ver- 
waltungsaufwand an den Binnengrenzen sparen; 

4. weist darauf hin, daß eine Politik des wirtschaftlichen Wieder- 
aufschwungs und der Vollbeschäftigung die Wettbewerbspo- 
litik im Rahmen der Artikel 92 bis 94 des EWG-Vertrages sehr 
vereinfachen würde; 

5. hält auch die weitere Öffnung des europäischen Marktes 
gegenüber den Entwicklungsländern für notwendig, da sie 
eine wesentliche Hüfe für sie darstellt; steigende Exporterlöse 
sind zur Bewältigung der gegenwärtigen Verschuldungs- 
probleme vieler Entwicklungsländer von großer Bedeutung; 

6. teüt die Auffassung der Kommission, daß zur effektiveren 
Anwendung des Wettbewerbsrechts die von Zuwiderhand- 
lungen Betroffenen unmittelbar die mitgliedstaatlichen 
Gerichte oder Behörden anrufen können und sollen, und 
fordert die Kommission dringend auf, geeignete Maßnahmen 
vorzuschlagen, um den von ihr zu Recht befürworteten dezen- 
tralen Vollzug des Wettbewerbsrechts zu fördern; 

7. billigt den Rückgriff der Kommission auf informelle Verfahren 
zur Beüegung der anhängenden Fälle, soweit dies aus prak- 
tischen Gründen zu rechtfertigen ist; warnt jedoch vor einem 
Überhandnehmen dieser informellen Praktiken und vor Ver- 
stößen gegen den bestehenden gesetzgeberischen Rahmen; 

8. empfiehlt zur besseren Durchsetzung des Wettbewerbsrechts 
der Gemeinschaft eine engere Zusammenarbeit mit der EFTA 
unter Hinweis auf Artikel 15 (Verbot wettbewerbsbeschrän- 
kender Praktiken) des Übereinkommens zur Errichtung der 
Europäischen Freihandelsassoziation; 

9. ist besorgt über den wachsenden Protektionismus in vielen 
Teilen der Welt und ist überzeugt, daß die Wiederherstellung 
eines von Hemmnissen freien, nicht durch Subventionen und 
andere staatliche Hilfen verzerrten Handels, der sich auf die 
klassischen GATT-Prinzipien stützt, unerläßlich ist, um eine 
weltweite Neubelebung des Wirtschaftswachstums zu 
erzielen; 

I. Wettbewerbspolitik, Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung 
A. Umstrukturierung 

— im Rahmen von Artikel 85: Krisenkartelle 
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10. begrüßt die Nachsicht der Kommission bei echten Krisen- 
kartellen und fordert die Kommission auf, die Möglichkeit ins 
Auge zu fassen, vor einer endgültigen Entscheidung die Ver- 
treter der Arbeitnehmer zu dem jeweiligen Krisenkartell zu 
konsultieren; 

11. hält es für notwendig, daß die Kommission darüber wacht, daß 
die an einem Kartell beteiligten Firmen das Krisenkartell 
nicht als Deckmantel für ein Preis- und Quotenkartell 
benutzen; 

12. fordert die Kommission auf, gegen jedes den Bestimmungen 
des EWG-Vertrages zuwiderlaufende Preis- und Quotenkar- 
tell, das sie entdeckt, die gesetzlich geforderten Maßnahmen 
zu ergreifen und durchzuführen; 


— im Rahmen von Artikel 92: Beihilfen 

13. bekräftigt, daß Verfälschungen des Wettbewerbs durch 
imkontrollierte, nicht das Gemeinschaftsinteresse wahrende 
nationale Beihilfen oder staatliche Handelsmonopole eine 
permanente Herausforderung für eine aktive europäische 
Wettbewerbspolitik sind, und bestärkt die Kommission, bei 
erwiesenem Mißbrauch hart durchzugreifen; 

14. erwartet, daß die Kommission sicherstellt, daß alle einzelstaat- 
lichen Subventionen mit den Zielsetzungen der Gemeinschaft 
vereinbar, vollständig transparent, zeitlich begrenzt und mög- 
lichst degressiv sind, und bekräftigt, daß nationale Subventio- 
nen, die im Widerspruch zu den europäischen Verträgen und 
der Bewertung der Organe der Gemeinschaft stehen, nicht 
geduldet werden dürfen, da sie den Wettbewerb verzerren, 
politische Sprengkraft für den Zusammenhalt der Gemein- 
schaft und längerfristig schwerwiegende volkswirtschaftliche 
Schäden verursachen, weü sie die notwendige Anpassung an 
veränderte Marktbedingungen verzögern; 

15. bekräftigt, daß staatliche Subventionen zugunsten einzelner 
Unternehmen Wettbewerber diskriminieren, die keine Sub- 
ventionen bekommen, was dazu führen kann, daß konkur- 
renzfähige Unternehmen geschwächt und unter Umständen 
vom Markt verdrängt werden; hält es daher für dringend 
notwendig, Subventionen abzubauen, wenn der Subventions- 
zweck erreicht oder nicht mehr erreichbar ist, wenn sie nur 
Mitnahmeeffekte bewirken und wenn sie den notwendigen 
Strukturwandel verzögern; 

16. rät zu größter Vorsicht auch bei der Förderung vermeintlich 
zukunftsträchtiger Industrien, da zu bezweifeln ist, daß Regie- 
rungen oder Behörden über bessere Informationen hinsicht- 
lich zukünftiger Nachfrageströme verfügen als die Marktteü- 
nehmer, wobei staatliche Förderung dazu führen kann, daß 
als zukunftsträchtig bewertete Entwicklungen von vielen 
Anbietern gleichzeitig genutzt und so Überkapazitäten auf- 
gebaut werden; 
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17. stellt fest, daß zu der immer noch mangelnden Anpassung der 
traditionellen Industriesektoren in der Gemeinschaft eine 
merkliche Erhöhung der Zahl der einzelstaatlichen Beihilfen 
hinzukommt, und bedauert dies; 

18. erinnert diesbezüglich daran, daß es für die Wettbewerbs- 
fähigkeit dieser Sektoren unbedingt notwendig ist, die derzeit 
laufenden Umstrukturierungspläne durchzuführen, und be- 
tont, daß eine systematische Kontrolle der staatlichen Beihil- 
fen unerläßlich ist; 

19. fordert die Kommission folglich auf, trotz der Anzahl und der 
Komplexität der Probleme nicht von einer strengen Kontrolle 
der allgemeinen oder sektoralen Beihilfen abzusehen und alle 
Beihilfen zu verwerfen, die für die Modernisierung der jewei- 
ligen Sektoren nicht unbedingt notwendig sind oder Betriebe 
künstlich am Leben erhalten; 

20. unterstützt die Bemühungen der Kommission, die gemein- 
schaftlichen Kriterien für die Zulässigkeit der Beihilfen 
genauer zu definieren und zu vereinheitlichen, die Kumulie- 
rung von Beihilfen abzuschaffen, Wettbewerbsverzermngen 
vorzubeugen und generell den Erfolg der derzeit laufenden 
Umstrukturierungspläne zu sichern; 

21. stellt fest, daß es eine Reihe von Fällen gegeben hat, in denen 
die Mitgliedstaaten der Kommission nicht, wie nach Arti- 
kel 93 Abs. 3 des Vertrages gefordert, Beihüfen gemeldet 
haben, und fordert die Kommission auf, im Amtsblatt eine 
Anzeige zu veröffentlichen, wonach sie in derlei Fällen die 
Einfrierung oder Rückzahlung von vor der Meldung geleiste- 
ten Zahlungen fordern wird, bevor sie ein Verfahren nach 
Artikel 93 Abs. 2 in die Wege leitet; 

22. billigt insbesondere die Arbeiten der Kommission, die das 
ausreichende Maß an Umstrukturierung oder den Inno- 
vationsgrad, der die Gewährung von Beihilfen rechtfertigt, 
definieren sollen; fordert jedoch, daß das Europäische Parla- 
ment angesichts der wirtschaftlichen und sozialen Bedeutung 
dieser Fragen ständig über die Ausarbeitung der Vorschriften 
für eine Rahmenregelung der Beihilfen unterrichtet wird; 

23. bedauert nachdrücklich die Wiedereinführung eines Vor- 
zugstarife für Erdgas zugunsten niederländischer Gartenbau- 
betriebe, mit dem gegen das Abkommen verstoßen wird, das 
1982 zwischen der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften und der niederländischen Regierung abgeschlossen 
worden war; verweist darauf, daß es eine derartige Regelung 
bereits früher verurteüt hat (Ziffer 26 seiner Entschließung 
vom 17. Dezember 1981 zum 10. Bericht der Kommission über 
die Wettbewerbspolitik 2 )), und fordert die Kommission auf, 
dieser Wettbewerbsverzerrung energisch entgegenzutreten; 


2 ) ABI. Nr. C 11 vom 18. Januar 1982, S. 76 
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24. fordert die Kommission auf, stets dafür zu sorgen, daß die 
Kriterien der Gemeinschaft für die Zulässigkeit von Beihilfen 
den Regeln des GATT entsprechen; 

— sektorale Beihilfen 

25. stellt fest, daß die Anwendung des Beihilfenkodexes in der 
Stahlindustrie zur allmählichen Erholung dieses Sektors bei- 
trägt; 

26. betont, daß die Kommission aufgrund der allmählichen Er- 
holung der Tätigkeit im Stahlsektor bald die Anwendungsmo- 
dalitäten des Beihilfenkodexes und seine Vereinbarkeit mit 
der Produktionsquotenregelung überprüfen muß; 

27. betont, daß der Beihilfenkodex in der Stahlindustrie zum 
Jahresende 1985 auslaufen muß und sicherzustellen ist, daß 
von diesem Zeitpunkt an keine Subventionen mehr an die 
Stahlindustrie gezahlt werden; 

28. billigt die von der Kommission ausgeübte Kontrolltätigkeit 
über die Beihilfen, insbesondere auf dem Schiffbau- und dem 
Textilsektor, und erwartet von der Kommission, daß sie dem 
Europäischen Parlament ein Verzeichnis der von ihr in diesem 
Sektor gewährten Beihilfen übermittelt; billigt ferner die Kon- 
trolle über die Beihilfenprogramme für andere Sektoren, ins- 
besondere für die Automobilindustrie, die chemische Indu- 
strie und Informationstechnologien; 

29. betont jedoch, daß die Kommission auch in diesen Bereichen, 
statt einfach zur Erhaltung beizutragen, Beihüfen auf neue 
effektive Programme zur Modernisierung und Umstrukturie- 
rung konzentrieren muß; 

— öffentliche Unternehmen 


30. fordert die Kommission auf, der wachsenden Gefahr der Kon- 
zentrationswirkung der Verstaatlichung von Unternehmen 
und damit der zunehmenden Neigung von Mitgliedstaaten, 
den Bereich der öffentlichen Unternehmen zum Nachteil der 
privatwirtschaftlichen Konkurrenz zu subventionieren, ent- 
gegenzutreten; fragt sich, ob nicht die Ziele der öffentlichen 
Unternehmen in bestimmten Fällen unter Nichtbeachtung der 
Wettbewerbsfähigkeit und der Wettbewerbsregeln ange- 
steuert werden; 

31. betont, daß öffentliche oder genossenschaftliche Unterneh- 
men eine ihnen in der technischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung der Gemeinschaft zugedachte Rolle 
übernehmen können, betont aber die Notwendigkeit der 
Transparenz der Finanzbeziehungen; 

32. bekräftigt, daß die Länder der Europäischen Gemeinschaft im 
Wettbewerb mit den USA und Japan um die Entwicklung 
neuer Technologien nur dann mithalten können, wenn sie 
besser Zusammenarbeiten, einen tatsächlichen freien EG-Bin- 
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nenmarkt schaffen und öffentliche Aufträge nicht bevorzugt 
an eigene nationale Firmen vergeben; notwendig ist die 
Abschaffung nationaler Normen zugunsten solcher der EG 
und die Vergabe von öffentlichen Aufträgen an Firmen aus 
allen EG-Ländem; 

33. bedauert außerordentlich die Schwierigkeiten, mit denen die 
Kommission bei der Anwendung der Richtlinie über die 
Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den 
öffentlichen Unternehmen und den Staaten konfrontiert wird, 
und fordert die betreffenden Staaten auf, unverzüglich die für 
die Kontrolltätigkeit der Kommission erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen; 

— staatliche Handelsmonopole 

34. wünscht ferner eine Beschleunigung der Fortschritte bei der 
Umformung der staatlichen Handelsmonopole in der Gemein- 
schaft, damit die diskriminierenden Aspekte abgeschafft wer- 
den, die weiterhin eine Quelle für Wettbewerbsverzerrungen 
sind, und begrüßt eine weitestgehende Privatisierung von 
staatlichen Unternehmen; 

B. Innovation 

— im Rahmen von Artikel 85: Gruppenfreistellung bei For- 
schung und Entwicklung 

35. billigt die Initiative der Kommission, den Entwurf einer Grup- 
penfreistellungsverordnung für Kooperationsvereinbarungen 
auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung auszu- 
arbeiten; 

36. begrüßt die Tatsache, daß die Gruppenfreistellung auch 
generell für Vereinbarungen auf dem Gebiet der Forschung 
und Entwicklung gelten wird, die die Zusammenarbeit auf die 
Phase der „angewandten" Forschung und Entwicklung aus- 
dehnen (siehe Artikel 1 a des geänderten Entwurfs); 

37. hält den Ansatz der Kommission bei der Definierung von 
Macht und Markt - wie in Artikel 6 des geänderten Entwurfs 
vorgenommen - für umfassender als im ursprünglichen Ent- 
wurf, fragt jedoch, ob der geographische Markt nicht unter 
Bezugnahme auf den internationalen Wettbewerb hätte defi- 
niert werden können; 

38. ersucht die Kommission, in einer Bekanntmachung den 
Anwendungsbereich von Artikel 11 Buchstabe d über den 
Zugang Dritter zu den Ergebnissen des Forschungs- und 
Entwicklungsprogramms zu klären; 

39. würde eine politische Erklärung der Kommission begrüßen, 
wonach Forschungs- und Entwicklungsvereinbarungen nicht 
restriktiv sein können und daher nicht unter das Verbot von 
Artikel 85 Abs. 1 fallen; 

— im Rahmen von Artikel 92: Forschungs- und Innovations- 
beihilfen 
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40. erinnert daran, daß die Wettbewerbspolitik auf die Stärkung 
der Grundprinzipien der freien Marktwirtschaft, auf die 
Transparenz der Beziehungen zwischen den Unternehmen 
sowie zwischen diesen und der öffentlichen Hand abzielen 
muß und den verstärkten Interventionismus der Mitgliedstaa- 
ten im Bereich der Wirtschaft nicht noch fördern darf; 

41. erinnert daran, daß die Wettbewerbspolitik nicht als Selbst- 
zweck betrachtet werden darf, sondern in Verbindung mit der 
Gesamtheit der wirtschafts- und sozialpolitischen Instrumente 
gesehen werden muß; 

42. befürwortet eine strenge Beurteilung auch der Forschungs- 
und Innovationsbeihilfen, da in der Regel Unternehmen, die 
eigenes Kapital in Forschung und Entwicklung investieren, 
knappe Ressourcen am besten nutzen; 

43. hebt erneut die Bedeutung der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen hervor, denen eine konsequente marktwirtschaftlich 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik die besten Voraussetzungen 
für eine Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit bietet; unter- 
stützt daher die Programme und die konkreten Maßnahmen 
der Kommission zur Verbesserung der Zusammenarbeit und 
der Förderung der Investitionsfähigkeit für kleine und mitt- 
lere Unternehmen; 

C. Beschäftigungs- und Regionalbeihilfen 

44. bekräftigt seine Überzeugung, daß Marktwirtschaft ohne 
Wettbewerb nicht sozial sein kann und daß daher der Wettbe- 
werbspolitik der Gemeinschaft für die sozialen Zielsetzungen 
des EWG-Vertrages (Artikel 117 ff.), ebenso wie für die Inte- 
gration der Mitgliedstaaten, für die Fortentwicklung des 
Gemeinsamen Marktes zu einem vollfunktioniqrenden Bin- 
nenmarkt und für die Überwindung der derzeitigen tiefgrei- 
fenden Wirtschaftskrise große Bedeutung zukommt; 

45. ist des weiteren der Ansicht, daß die Wettbewerbspolitik nicht 
ausschließlich auf Umstrukturierung ausgerichtet sein darf, 
sondern gleichzeitig auch unbedingt den sozialen und regio- 
nalen Anforderungen gerecht werden muß; 

46. ersucht folglich die Kommission, die Beschäftigungs- und die 
nichtkonjunkturellen Regionalbeihüfen, soweit sie zur Ver- 
besserung der Berufsausbüdung und zur Förderung der Ent- 
wicklung wettbewerbsfähiger Unternehmen in den Krisenge- 
bieten bestimmt sind, nach strengen Kriterien zu befürworten, 
wobei auch diese Subventionen vollständig transparent, zeit- 
lich befristet und möglichst degressiv sein sollen; 

47. billigt auch die Anstrengungen der Kommission zur Verbesse- 
rung der Koordinierungsgrundsätze für die Regionalbeihilfen, 
um jegliche Verfälschung zu vermeiden und die Konvergenz 
der Volkswirtschaften zu fördern; 

48. ist jedoch der Ansicht, daß es schwierig ist, Beschäftigungs- 
und Regionalbeihilfen, die sozial und menschlich, aber nicht 
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ausschließlich wirtschaftlich gerechtfertigt sind, nach wett- 
bewerbspolitischen Kriterien zu bewerten-, 

II. Wettbewerbspolitik und Marktintegration 

49. wiederholt seine Ansicht, daß die Wiederherstellung eines 
von Hemmnissen freien, nicht durch Subventionen und 
andere staatliche Hilfen verzerrten Handels, der sich auf die 
klassischen GATT-Prinzipien stützt, unerläßlich ist, um eine 
weltweite Neubelebung des Wirtschaftswachstums zu 
erzielen; 

50. erinnert daran, daß nach Artikel 85 Abs. 3 des Vertrages 
Befreiungen von den Bestimmungen des Artikels 85 Abs. 1 
nur genehmigt werden können, wenn „der Verbraucher an 
dem entstehenden Gewinn angemessen beteiligt wird 11 ; 
ersucht die Kommission, den Anliegen von Verbraucher- 
Organisationen mehr Gewicht beizumessen, wenn sie Grup- 
penfreistellungen vorbereitet und, falls sie beschließt, den 
Stellungnahmen dieser Organisationen nicht Rechnung zu 
tragen, ihre Gründe für dieses Verhalten zu veröffentlichen-, 

A. Vertriebsabsprachen 

51. stellt die grundsätzlichen Verdienste der Doktrin der Parallel- 
importe der Kommission - insbesondere im Hinblick auf die 
unterschiedlichen Marktbedingungen, die oft die Geschäfts- 
praktiken innerhalb der Gemeinschaft bestimmen - nicht in 
Frage; 

52. fordert die Kommission jedoch auf, die Lockerung dieser 
Doktrin im Hinblick auf die Gebietsbeschränkungen ins Auge 
zu fassen, für die eine plausible wirtschaftliche Rechtferti- 
gung gegeben werden kann; 

53. ersucht die Kommission dringend, in Fällen beträchtlicher 
Preisunterschiede zwischen Mitgliedstaaten stets eingehend 
zu untersuchen, ob diese Unterschiede die Folge von 
Geschäftspraktiken oder mangelnder Harmonisierung - z. B. 
der Steuergesetze - und einer Nichtbeachtung der Binnen- 
marktregeln sind, und erforderlichenfalls geeignete Maß- 
nahmen zu treffen; 

54. argumentiert, daß die Doktrin der Parallelimporte nicht als 
Instrument zur Unterbietung von auf die nationalen Buch- 
märkte beschränkten Preisabsprachen dienen sollte, da 
weder die Kommission noch der Gerichtshof diese Ab- 
sprachen im Prinzip mißbilligen; 

B. Reglementierte Bereiche 

55. fordert eine progressive Anwendung der Wettbewerbsregeln 
auf den Luftverkehr; 

56. fordert die Kommission insbesondere auf zu prüfen, ob die 
Mitgliedstaaten ihrer Verpflichtung nachgekommen sind, die 
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Richtlinie über die Zulassung des interregionalen Linienflug- 
verkehrs spätestens bis zum 1. Oktober 1984 einzuführen; 

57. begrüßt die progessive Anwendung der Wettbewerbsregeln 
im Bank- und Versicherungswesen; fordert alle Regierungen 
der Mitgliedstaaten eindringlich auf, bei jedem Verstoß 
gegen die Artikel 85 und 86 des Vertrages die negativen 
Auswirkungen restriktiver Bank- und Versicherungsgesetze 
auf ihre eigene Industrie zu erwägen; 

58. fordert die Kommission dringend auf, die Diskussion über den 
geänderten Vorschlag für eine Verordnung über die Kontrolle 
von Unternehmenszusammenschlüssen neu zu beleben, da 
diese bei der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der euro- 
päischen Industrien eine konstruktive Rolle spielen könnte; 

III. Wirksame Durchsetzung der Wettbewerbspolitik 
— im Rahmen von Artikel 85 

59. begrüßt das Festhalten der Kommission an einem doppelten 
Instanzenzug der Normenkontrolle, besteht aber darauf, daß 
die Kommission beschleunigt einen Überblick zu dessen 
Durchführung in der Praxis liefert, damit ein derartiges 
System nun wirklich zügig eingerichtet wird; 

60. unterstützt die Kommission bei der Einführung eines „ Wider- 
spruchsverfahrens" zur Beschleunigung und Vereinfachung 
der Verwirklichung ihrer Wettbewerbspolitik, fordert jedoch 
weitere Auskünfte zum Anwendungs- und Geltungsbereich 
dieses Verfahrens; 

61. hält die Rolle des Anhörungsbeauftragten für wertvoll und 
ersucht die Kommission, die Ausweitung seiner Befugnisse in 
Erwägung zu ziehen, insbesondere in bezug auf die unange- 
kündigten Nachprüfungen, die Ausnahme vom Grundsatz der 
Vertraulichkeit im Zusammenhang mit der Akteneinsicht und 
die Rolle der Zeugen; erkennt an, daß eine solche Ausweitung 
der Befugnisse die Einsetzung einer operationsfähigen 
Arbeitsgruppe innerhalb der Generaldirektion IV der 
Kommission erfordert; 

62. äußert seine Besorgnis über das Maß an Transparenz bei den 
Auskunftsverlangen der Kommission während des Ver- 
fahrens zur Feststellung des Tatbestands; 

63. fordert die Kommission auf, die Verhandlungen mit Drittlän- 
dern über die Ausdehnung der Vorrechte von Rechtsberufen 
auf die Anwälte dieser Länder auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit zu beschleunigen; 

64. ersucht die Kommission um Auskunft darüber, ob sie bereit 
wäre, den Zeitpunkt vorzuverlegen, zu dem die Unternehmen 
Akteneinsicht erhalten; 

65. fordert die Kommission auf, bei der Ausstellung von Unbe- 
denklichkeitsbescheinigungen den Grundsatz der Rechts- 
sicherheit stärker zu berücksichtigen; regt insbesondere an, 
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daß die Kommission nur dann ihre Position ändern sollte, die 
sie in der Unbedenklichkeitsbescheinigung eingenommen 
hat, wenn sich die Umstände geändert haben; empfiehlt der 
Kommission ferner, die rechtlichen Erwartungen des Nutznie- 
ßers einer Unbedenkhchkeitsbescheinigung zu beachten, der 
vor ein nationales Gericht gestellt wird; 

66. begrüßt die Praxis der Kommission, auch weiterhin Gruppen- 
freistellungsverordnungen zu entwerfen und zu verabschie- 
den; ist jedoch der Ansicht, daß das Europäische Parlament 
formell zu derart wichtigen gesetzgeberischen Initiativen 
konsultiert werden sollte; fordert, daß das Parlament bis zu 
einer Änderung der derzeitigen Rechtslage zumindest Ge- 
legenheit erhält, rechtzeitig seinen Standpunkt zu jedem die- 
ser Verordnungsvorschläge darzulegen; 

67. hält es in Anbetracht der erheblichen Zunahme nationaler 
Beihilferegelungen für wichtig, daß die Kommission mit Hüfe 
der elektronischen Datenverarbeitung die den freien Wettbe- 
werb verzerrenden Beihilferegelungen so vollständig wie 
möglich veröffentlicht; 

68. fordert die Kommission auf, ihre Verfahren zu überprüfen und 
es dem einzelnen Verbraucher, der sich in seinen Rechten 
wegen eines Mißbrauchs einer Gruppenfreistellung einge- 
schränkt fühlt, zu ermöglichen, seine Beschwerden der Kom- 
mission direkt vorzutragen, damit die Kommission prüfen 
kann, ob eine Untersuchung angezeigt ist; 

69. ist darüber hinaus der Auffassung, daß die Kommission im 
Rahmen der ihr zustehenden Verordnungsbefugnis Verord- 
nungen ohne angemessene Möglichkeit zu ordnungsgemäßer 
parlamentarischer Kontrolle erlassen hat; 

70. fordert die Kommission förmlich auf, Änderungen zu den 
Grundverordnungen (Verordnungen Nr. 17/62 und 19/65) 
vorzuschlagen, zu denen die Kommission Durchführungsver- 
ordnungen auf diesem Gebiet erläßt, um die formelle Konsul- 
tation des Europäischen Parlaments zu allen Vorschlägen 
sicherzustellen, die dem Erlaß oder der Änderung solcher 
Durchführungsverordnungen dienen; 

7 1 . ersucht die Kommission, regelmäßig seinem zuständigen Aus- 
schuß Bericht zu erstatten über die Erfahrungen, die bei der 
Anwendung der über Gruppenfreistellungen erlassenen Ver- 
ordnungen gewonnen wurden; 

— im Rahmen von Artikel 92 

72. unterstützt voll und ganz die Mitteüung der Kommission 3 ), in 
Zukunft, um die Disziplin aufrechtzuerhalten und Wett- 
bewerbsverzerrungen zuvorzukommen, unrechtmäßig ge- 
währte Beihilfen wieder einzuziehen, und empfiehlt den Ein- 
zug zugunsten des Haushalts der Gemeinschaft; 


3 ) ABI. Nr. C 318 vom 24. November 1983, S. 3 
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73. fordert die Kommission auf, ihre Ausführungen durch eine 
Definition der Kriterien für die Rückzahlung der Beihüfen und 
durch die Entwicklung von Verfahren für die frühzeitige 
Information potentieller Beihüfeempfänger über eine etwaige 
Rückzahlung zu vervollständigen; 

74. teüt die Besorgnis der Kommission über die möglichen nega- 
tiven Auswirkungen auf Firmen, die mit dem/den Empfän- 
gern) konkurrieren, und fordert die Kommission auf, ähnlich 
den in Artikel 85 Abs. 3 genannten Verfahren vorzugehen, 
wenn sie Dritte zur Unterbreitung von Stellungnahmen auf- 
fordert und bezüglich der Beihüfe, der Waren, der betreffen- 
den geographischen Märkte und der/des potentiellen Emp- 
fängers) präziser zu sein-, 

75. fordert die Staaten generell auf, ihrer Notifizierungs- und 
Informationspflicht gegenüber der Kommission genauer und 
schneller nachzukommen; 

Schlußbemerkungen 

76. stellt fest, daß die Beihilfen zur Förderung und Verwendung 
von EG-Kohle relativ und absolut beachtlich sind; 

77. fordert die Kommission auf, im Rahmen ihrer Forschungs- 
arbeiten genau zu untersuchen, durch welche Preis- oder Ab- 
gabenpolitik die Verwendung EG-eigener Energiequellen 
gefördert, die Rohölabhängigkeit verringert und damit die 
Beihilfen für den Kohlesektor gesenkt werden können; 

78. bedauert die unbefriedigende Antwort der Kommission auf 
die Aufforderung von seiten des Parlaments zu verstärkter 
Wirtschaftsforschung über Wettbewerbsfragen und zu besse- 
rer Integrierung dieser Recherchen in die übrige Arbeit der 
Generaldirektion IV; 

79. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Bericht seines Ausschusses dem Rat, der Kommission, den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie den nationalen Kar- 
tellbehörden, Kartell- und Monopolkommissionen zu über- 
mitteln. 
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